
teter sich, gegenüber einem Unterhaltsberechtigten auf 
solche Unterhaltsverpflichtungen gegenüber zur Familie 
gehörenden studierenden Kindern beruft.
Unter Berücksichtigung der Gesamtumstände, der son­
stigen Unterhaltsverpflichtungen des Verklagten und 
seines Einkommens folgt der Senat der Auffassung des 
Kreisgerichts, daß die Verpflichtungen des Verklagten 
gegenüber den beiden studierenden Kindern so zu be­
rücksichtigen sind, als ob er einem weiteren Kind zum 
Unterhalt verpflichtet wäre.
Bei der Festsetzung des Unterhalts für das Kind der 
Klägerin war ferner zu berücksichtigen, daß der Ver­
klagte nach wie vor seiner nichtberufstätigen Ehefrau 
unterhaltsverpflichtet ist, diese während der gesamten 
Ehe nicht berufstätig gewesen ist, also auch schon zu 
dem Zeitpunkt, als die Unterhaltsverpflichtung gegen­
über dem Kind der Klägerin entstanden ist. Nach 
Abschn. V Ziff. 1 der OG-Richtlinie Nr. 18 ist deshalb 
so zu verfahren, als ob der Verklagte zwei weiteren 
Kindern der ersten Altersgruppe Unterhalt zu gewäh­
ren hätte.
Die Höhe des Unterhalts für das Kind der Klägerin war 
daher so festzulegen, als wenn der Verklagte gegen­
über insgesamt fünf Kindern unterhaltsverpflichtet 
wäre. Insoweit liegt gegenüber der Unterhaltsfestset­
zung von 1971 eine wesentliche Veränderung LS. des 
§ 22 vor.
Zu überprüfen war auch das gegenwärtige Einkommen 
des Verklagten. Aus den vom Senat ergänzend einge­
holten Lohn- und Honorarbescheinigungen ergibt sich, 
daß von einem monatlichen Nettoeinkommen in Höhe 
von 1 023 M auszugehen ist. (wird im einzelnen ausge- 
führt) Das Einkommen des Verklagten ist somit gegen­
über der Unterhaltsfestsetzung im Jahr 1971 fast un­
verändert geblieben. Unter Berücksichtigung aller Um­
stände und des Grundsatzes, daß bei der Bemessung 
des Unterhalts die Leistungsfähigkeit des Verpflichte­
ten sowie die Richtsätze der OG-Richtlinie Nr. 18 voll 
auszuschöpfen sind, ist festzustellen, daß der vom Ver­
klagten bisher freiwillig gezahlte monatliche Unterhalt 
von 90 M zuzüglich 20 M Kinderzuschlag den Richt­
sätzen voll entspricht. In dieser Höhe war der Verklagte 
auch weiterhin zur Zahlung von Unterhalt zuzüglich 
des Kinderzuschlags in Höhe von 20 M zu verpflichten, 
wobei sich ab Vollendung des 12. Lebensjahres des 
Kindes die Unterhaltsverpflichtung auf monatlich 105 M 
erhöht. Hinsichtlich der Mehrforderung war die Beru­
fung zurückzuweisen.
A n m e r k u n g :
Das Bezirksgericht rügt zu Recht, daß das Kreisgericht 
den Unterhalt des Kindes unter den in der vollstreck­
baren Urkunde des Referats Jugendhilfe festgelegten 
Betrag von 80 M festgesetzt hat, ohne daß der Ver­
klagte insoweit Widerklage erhoben hatte.
Auch nach der am 1. Januar 1976 in Kraft tretenden 
ZPO hat ein Verklagter m. E. im Unterhaltsabände­
rungsverfahren die Möglichkeit, seinerseits auf Herab­
setzung des Unterhalts zu klagen. Das ist in diesem 
Gesetz zwar nicht ausdrücklich festgelegt, es ergibt sich 
aber aus der Pflicht der Gerichte, die Verfahren kon­
zentriert, zügig und mit hoher gesellschaftlicher Wirk­
samkeit durchzuführen (vgl. z.B. §2 ZPO). Deshalb 
sind immer dann, wenn ein Unterhaltsberechtigter Ab­
änderungsklage auf Erhöhung des Unterhalts erhebt 
und der Unterhaltsverpflichtete meint, weniger bezah­
len zu müssen, als bisher festgelegt war, in diesem Ver­
fahren die Unterhaltsbeziehungen gewissermaßen in 
einem Zuge zu klären. In einem solchen Fall kann daher 
der Unterhaltsverpflichtete — das gilt in umgekehrten 
Fällen natürlich auch für den Unterhaltsberechtigten — 
auch Anträge stellen, die über den Antrag auf Klage­
abweisung hinausgehen. Es würde dem Grundsatz der 
wirksamen Gestaltung der Rechtsbeziehungen durch 
konzentrierte und zügige Verfahrensdurchführung 
widersprechen, wenn der Unterhaltsverpflichtete oder 
-berechtigte im anhängigen Verfahren lediglich Klage­
abweisung beantragen könnte und wegen seiner weiter­
gehenden rechtlichen Interessen ein weiteres Verfahren 
anhängig machen müßte.
Die Frage, ob im vorliegenden Fall die für den Unter­

haltsverpflichteten bestehende Möglichkeit, Widerklage 
zu erheben, erfolgversprechend gewesen wäre, brauchte 
im Urteil des BG Cottbus nicht erörtert zu werden. Es 
sei deshalb darauf hingewiesen, daß eine Widerklage 
nicht etwa schon deswegen erfolgversprechend gewesen 
wäre, weil der Verpflichtete 90 M Unterhalt gezahlt 
hat, obwohl er möglicherweise nur zu 75 M hätte ver­
pflichtet werden können. Bekanntlich handelt es sich 
bei den nach den Richtsätzen der OG-Richtlinie Nr. 18 
bestimmten Unterhaltsbeträgen um Mindestsätze. Sie 
dürfen nicht unterschritten werden, weil dies den Prin­
zipien des Unterhaltsrechts widersprechen würde. Wohl 
aber dürfen höhere Unterhaltsbeträge gezahlt und an­
genommen werden — es sei denn, dies würde die be­
rechtigten Interessen anderer unzulässig beeinträchti­
gen (vgl. Hejhal in NJ 1975 S. 327).
Führt also der Verpflichtete z. B. über lä,ngere Zeit 
einen höheren Unterhaltsbetrag ab und wird dieser 
vom berechtigten Kind angenommen, dann wird eine 
Herabsetzung dieses Betrags in der Regel nur dann 
rechtswirksam verlangt werden können, wenn sich nach 
Zahlung des höheren Betrags die für die Unterhalts­
bemessung maßgeblichen Verhältnisse wesentlich ge­
ändert haben. Der im vorliegenden Verfahren gegebene 
Umstand, daß der Unterhaltsverpflichtete nunmehr, 
nachdem der Unterhaltsberechtigte auf eine weitere 
Erhöhung des Unterhalts klagt, die schon längere Zeit 
bestehende Unterhaltsverpflichtung gegenüber seiner 
Ehefrau berücksichtigt wissen möchte, kann m. E. noch 
nicht die Herabsetzung des höheren Unterhalts nach 
§ 22 Abs. 1 FGB rechtfertigen.

Dr. Franz T h o m s ,  Richter am Obersten Gericht

§§ 51, 43 FGB; OG-Richtlinie Nr. 25.
1. Schwere Versäumnisse in der Erziehung eines Kin­
des liegen vor, wenn der Erziehungsberechtigte den 
Mindestanforderungen für eine ausreichende körper­
liche, geistige und moralische Entwicklung des Kindes 
nicht gerecht wird.
2. Hat der Erziehungsberechtigte Dritte mit der Wahr­
nehmung der Betreuungs- und Erziehungsaufgaben ge­
genüber dem Kind beauftragt (hier: die Großeltern), 
so erfüllt er seine elterlichen Pflichten, wenn er sich 
davon überzeugt, daß die Entwicklung des Kindes posi­
tiv verläuft, er Kontakt zum Kind hält und für dessen 
Unterhalt sorgt. Hat er diese elterlichen Verpflichtungen 
vorübergehend nur ungenügend wahrgenommen und 
ergeben sich daraus Belastungen für das Kind, so recht­
fertigt dies nicht den Entzug des Erziehungsrechts. In 
solchen Fällen sind vielmehr Maßnahmen der Organe 
der Jugendhilfe (§ 50 FGB) geboten.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urteil vom 24. Februar 
1975 - 109 BFB 6/75.

Das Stadtbezirksgericht hat auf Klage des Referats Ju­
gendhilfe dem Verklagten das Erziehungsrecht für sei­
nen im Jahre 1962 geborenen Sohn entzogen und ihn 
zur Unterhaltszahlung verurteilt. Es hat seine Entschei­
dung im wesentlichen wie folgt begründet: Das Kind 
sei seit seiner Geburt bei den Eltern der inzwischen 
verstorbenen ersten Ehefrau des Verklagten aufgewach­
sen. Bis 1971 sei der Verklagte regelmäßig seinen elter­
lichen Pflichten gegenüber dem Kind nachgekommen. 
Nach seiner Wiederverheiratung seien jedoch die Unter­
haltszahlungen unregelmäßig geworden und ab Januar 
1973 ganz ausgeblieben. In dieser Zeit habe der Ver­
klagte seinen Sohn ein Jahr lang nicht besucht und auch 
in anderer Weise nicht an das Kind gedacht bzw. b'ei 
gelegentlichen Zusammenkünften mit dem Kind seine 
eigenen Interessen in den Vordergrund gestellt. Diese 
Mißachtung seiner elterlichen Pflichten offenbare, daß 
der Verklagte nicht geeignet sei, in Zukunft die Erzie­
hung des Kindes zu sichern.
Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung einge­
legt und unter Abänderung des erstinstanzlichen Ur­
teils Klageabweisung beantragt. Er hat vorgetragen: 
Der Entzug des Erziehungsrechts sei ohne nähere Sach­
aufklärung und Prüfung der in § 51 FGB genannten 
gesetzlichen Voraussetzungen ausgesprochen worden. 
Die Eigenart seines Berufs habe die Unterbringung des
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